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Verkleinert auf 71% (Anpassung auf Papiergröße)


BRÜSSEL. Ursula von der Leyen lächelt.
Eben hat ihr ein Abgeordneter aus
den Reihen der Liberalen gesagt, sie
solle doch „bitte mal konkret mit Ja
oder Nein antworten“, anstatt nur all-
gemein zu bleiben. Und dann sagt sie
brav Ja zu einem demokratische Auf-
bruch Europas, zu einer vertragli-
chen Absicherung des Spitzenkandi-
daten-Modells, damit „das nicht wie-
der passiert, was wir jetzt erlebt
haben“. Soll heißen: Dass jemand
wie sie von den Staats- und Regie-
rungschefs an allen Spitzenkandida-
ten vorbei aus dem Hut gezaubert
und als nächste Kommissionspräsi-
dentin vorgeschlagen wird.

Es ist der vielleicht wichtigste Tag
auf dem Weg an die Spitze der mäch-
tigsten EU-Behörde. Von der Leyen
stellt sich den Fragen der Fraktionen.
„Wir hatten einen guten und offenen
Austausch mit ihr“, bestätigt die
Chefin der Sozialdemokraten, die
Spanierin Iratxe García. „Sie hatte vie-
le brauchbare Ansätze“, bilanziert
auch Dacian Ciolos, Chef der „renew-
EU“-Fraktion, dem aus den Liberalen
hervorgegangenen Parteienbündnis.
Geduldig hatte von der Leyen zuvor
erklärt, dass sie die bisherige
EU-Wettbewerbskommissarin Marg-
rethe Vestager „außerordentlich
schätzt“ und ihr deshalb eine „heraus-
ragende Position“ in der nächsten
Kommission geben will. Erster Vize-

präsident soll aber Frans Timmer-
mans werden, der die Sozialdemokra-
ten in die Europawahl geführt hatte.
Und noch ein Versprechen kam an:
„In meiner Kommission werden zur
Hälfte Frauen und zur Hälfte Männer
sitzen.“ Das gab es noch nie.

Beim Klimaschutz will die desi-
gnierte Kommissionspräsidentin auf
Klimaneutralität bis 2050 hinarbei-
ten, obwohl dieses ehrgeizige Ziel
gerade erst im Kreis der Staats- und
Regierungschefs gescheitert war. In
Sachen Asyl und Migration sprach
sie sich für gemeinsame Regeln aus,
ohne sagen zu können, wie sie die
erreichen möchte.

„Armee der Europäer“
Bei der Verteidigungsunion erteil-

te sie einer Europäischen Armee eine
Absage, betonte stattdessen, sie stre-
be eine „Armee der Europäer“ an. Ein
kleiner, aber feiner Unterschied, der
deutlich machen soll, dass die EU
eben nicht aufrüsten werde.

Für Afrika forderte sie eine „inten-
sive Nachbarschaftspolitik“ und euro-
päische Unterstützung bei der Errich-
tung demokratischer Strukturen und
wirtschaftlichem Aufbau. In der
Außenpolitik sollen künftig Mehr-
heitsentscheidungen möglich sein,
um sich durch den Zwang zur Ein-
stimmigkeit nicht zu blockieren. Ob
das reicht? Die Stimmen der eigenen

christdemokratischen Parteienfami-
lie dürfte von der Leyen sicher
haben, wenn sie am nächsten Diens-
tag in Straßburg ihre große europa-
politische Bewerbungsrede hält.

Aus dem Kreis der EKR-Reformer,
zu der auch die polnische Regierungs-
partei PiS gehört, kann sie wohl eben-
falls mit Stimmen rechnen. Offenbar
auch von den britischen und spani-
schen Sozialdemokraten, die
Madrids Premier Pedro Sánchez für
von der Leyen zu überzeugen ver-
sucht, während die deutschen SPD-
Europa-Politiker bisher weiter an
ihrer einhelligen Ablehnung festhal-
ten. Deren Vorsitzender, Jens Geier,

sprach anschließend von einer „Luft-
nummer“. Die „renewEU“-Abgeord-
neten will sich indes Frankreichs Prä-
sident Emmanuel Macron noch vor-
nehmen, von dem der Personalvor-
schlag von der Leyen stammt.

Die Grünen wollen gegen sie stim-
men: Sie „war nicht überzeugend“,
sagt am Abend Sven Giegold, Grünen-
Sprecher im EU-Parlament.

376 Stimmen braucht von der
Leyen. Ihre eigene politische Familie
steuert gerade mal 182 bei. In Brüssel
ist zu hören, dass es am Ende nicht
nur auf ihre Antworten bei den Anhö-
rungen und ihre Rede am Dienstag
ankommen werde, sondern auch auf

Nebenabsprachen hinter verschlosse-
nen Türen. Nach Informationen
unserer Zeitung gehören dazu auch
Personalfragen. So habe die eigene
christdemokratische Fraktion bei-
spielsweise von der Ministerin ver-
langt, den umstrittenen bisherigen
Generalsekretär der Kommission
und Juncker-Vertrauten Martin Sel-
mayr sofort zu entlassen.

Hinzu kommen Forderungen, bei
allem Ehrgeiz in Sachen Klimaschutz
die Situation der Industrie nicht aus
den Augen zu verlieren, damit keine
Jobs verloren gehen. Von der Leyen
muss aus all dem ein überzeugendes
Paket schnüren.

NÜRNBERG. Er gilt als „harter Hund“,
und spielt auch noch mit diesem Kli-
schee: „In meiner Zuständigkeit gilt
man ja schon als harter Hund, wenn
man das geltende Recht korrekt
durchsetzen will“. Das jedenfalls ist
das erklärte Ziel von Hans-Eckhard
Sommer, seit gut einem Jahr Chef des
Bundesamtes für Migration und
Flüchtlinge. Und er fügt an: „Ich habe
das noch keinen einzigen Tag
bereut.“

Zu der Aufgabe war er gekommen,
weil Innenminister Horst Seehofer
Vorgängerin Jutta Cordt gefeuert hat-
te – in der Bremer Außenstelle, so der
Verdacht, sollten massenweise
Bescheide bewusst rechtswidrig
zugunsten von Flüchtlingen manipu-
liert worden sein. So war es nicht,
gibt jetzt Schmidt im Nürnberger
Presseclub zu verstehen: Bewusste

Fehlentscheidungen gab es nur in
kleinem Umfang. Konkrete Zahlen
allerdings nennt er nicht.

Das Amt, während der Flüchtlings-
welle in den Jahren 2015 und 2016
vollkommen überlastet, ist in ein
ruhiges Fahrwasser gekommen. Drei
Monate dauert es derzeit im Durch-
schnitt, bis über einen Asylantrag ent-
schieden ist. Das liegt einerseits da-
ran, dass die Behörde jetzt 8200 Stel-
len hat — „das reicht auch“, kommen-
tiert Schmidt. Viele davon sind aller-
dings nicht besetzt; allein in Nürn-
berg arbeiten 2000 Menschen, 1000
werden noch gesucht.

Weniger Flüchtlinge
Anderseits ist die Zahl der Asylbe-

werber gesunken, in diesem Jahr bis
einschließlich Mai auf 13 000 pro
Monat, im Juni waren es sogar ledig-

lich 8300. Die meisten dieser Men-
schen kommen aus Syrien, Irak oder
Nigeria, die Türkei liegt wegen der
politischen Situation dort bereits auf
Rang vier. Die Anerkennungsquote
beträgt 36 Prozent. Die Abgelehnten
klagen meist, und 15 Prozent dieser

Bescheide werden wieder aufgeho-
ben. Das ist ein Wert, mit dem
Schmidt leben kann: Denn es ent-
scheiden Einzelrichter mit unter-
schiedlichen Rechtsauffassungen.
Vor seiner Zeit waren es 22 Prozent.

Wer aber auch vor Gericht geschei-
tert ist, soll das Land auch verlassen
– entweder freiwillig, motiviert
durch eine Geldprämie. Oder durch
Zwang, im Rahmen einer Abschie-
bung. Schmidt plädiert durchaus für
mehr Abschiebehaft. Denn der
Mensch, der zurück muss, soll am
Tag X auch „zur Verfügung stehen“,
wie Schmidt es formuliert. Denn der
Vorlauf ist oft mehrere Monate lang:
Koordination mit dem Zielland, even-
tuell ein Flugzeug chartern und
Beamte zur Begleitung finden. Eine
bestimmte Quote muss dabei
erreicht werden – dann steigt erfah-

rungsgemäß die Zahl derjenigen, die
freiwillig ausreisen.

Und was ist mit den Flüchtlingen,
die übers Mittelmeer reisen und in
Seenot geraten? Da macht Schmidt
eine klare Ansage: „Menschen, die
im Wasser treiben, muss man ret-
ten.“ Sein Ziel: „Wir müssen verhin-
dern, dass sich diese Menschen über-
haupt in die Boote setzen. Die Schlep-
per sind Verbrecher.“

Deshalb schwebt ihm eine Schutz-
zone in Libyen vor, unter der Füh-
rung einer internationalen Einrich-
tung. Dort können die Migranten
ihren Asylantrag stellen; allerdings
liegt bei Menschen aus Nordafrika
die Anerkennungsquote bei unter
zehn Prozent. Alle anderen müssen
dann wieder zurück – das Recht, auf
das Sommer so viel Wert legt, will er
auch hier konsequent durchsetzen.
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Bamf-Chef Hans-Eckhard
Sommer.

BERLIN. Ärzte sind rar, die Handynetze
löchrig, der Bus fährt selten und für
Investitionen ist kein Geld da –
gegen solche Probleme in abgehäng-
ten Regionen will die Bundesregie-
rung stärker angehen. Innenminister
Horst Seehofer sagte: „Wir müssen
die Strukturpolitik und die Förder-
politik neu justieren.“

Um gleichwertige Lebensverhält-
nisse zu erreichen, müssten starke
Regionen aber auch zurückstecken,
mahnte Familienministerin Franzis-
ka Giffey (SPD). „Das wird nur funk-
tionieren, wenn die, die stärker sind,

bereit sind, sich um die Schwächeren
zu kümmern.“ Nicht jeder könne glei-
chermaßen mehr Hilfen bekommen.
Bayerns Ministerpräsident Markus
Söder warnte sogleich vor einer
Umverteilung zulasten der starken
Regionen. „Es wird immer mehr Geld
ausgegeben für Regionen, wo immer
weniger Menschen sind, und immer
weniger für Regionen, wo immer
mehr sind“, sagte der CSU-Chef in
einem Interview.

Tatsächlich will die Bundesregie-
rung etwa Unternehmen in Regionen
locken, aus denen junge Menschen

abwandern. Auch Bundeseinrichtun-
gen und Forschungsinstitute sollen
gezielt abseits der „überhitzten
Metropolregionen“ angesiedelt wer-
den – ohne jemanden gegen seinen
Willen zu versetzen, wie Seehofer ver-
sprach. Der Bund werde zudem mit
Ländern und Kommunen sprechen,
wie hohe Altschulden schneller abge-
baut werden könnten.

Konkret verständigte sich die Kom-
mission auf zwölf Handlungsfelder.
Unter anderem soll es Fördermittel
für die Sanierung von Ortskernen ge-
ben, damit wieder mehr Menschen

in den Zentren leben, statt am Orts-
rand neu zu bauen. Wo sich die Instal-
lation von schnellem Internet aus
rein wirtschaftlichen Gründen für
die Telekommunikationsfirmen
nicht lohnt, solle der Staat über Steu-
ermittel einspringen. Außerdem wer-
de sich der Bund länger als geplant
an sozialem Wohnungsbau und
guter Kitabetreuung beteiligen.

Die Finanzierung dieser Fördervor-
haben bleibt allerdings zunächst
vage. Bewusst sei kein Milliardenbe-
trag für die Schaffung gleichwertiger
Lebensverhältnisse veranschlagt wor-

den, sagte Seehofer. Diese Aufgabe
müsse jeder Minister innerhalb sei-
nes eigenen Haushalts umsetzen.
Über eine Dekade würden aber sicher
zweistellige Milliardenbeträge inves-
tiert. Kommunale Unternehmen
kritisierten, die Ideen der Bundesre-
gierung seien längst noch nicht kon-
kret genug. „Dabei gibt es in vielen
Städten und Gemeinden bereits prag-
matische Ansätze, um das Leben vor
Ort spürbar besser zu machen“,
erklärte die Hauptgeschäftsführerin
des Branchenverbands, Katherina
Reiche.  dpa

Als Nachfolgerin von EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker will Ursula von der Leyen auf Geschlechterparität bei den Spit-
zenposten setzen. Die Bundesverteidigungsministerin braucht Stimmen aus den verschiedenen Lagern im EU-Parlament.

Frauenpower
für Brüssel

Sollte sie künftig die EU-KOMMISSION führen, will Ursula von der
Leyen die Posten zur Hälfte mit Frauen besetzen. VON DETLEF DREWES
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Boomregionen und Abgehängte
Mit seinem „PLAN FÜR DEUTSCHLAND“ will der Bund schwächere Gegenden fördern. Unternehmen sollen angelockt und Institute angesiedelt werden.

„Menschen imWasser muss man retten“
Hans-Eckhard Sommer, Chef des BAMF, will verhindern, dass Flüchtlinge überhaupt in die Boote der Schlepper steigen.

Deshalb schlägt er eine Schutzzone in Libyen vor, wo Asyl beantragt werden kann. VON DIETER SCHWAB
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